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Der zweite Teil der 17. Sitzungsperiode der Ver- 
sammlung der Westeuropäischen Union wurde am 
29. November 1971 vom Präsidenten des Belgischen 
Senates, Herrn M. Struye und dem Präsidenten der 
Versamlung der Westeuropäischen Union, Herrn 
Housiaux, eröffnet. In seiner Begrüßungsansprache 
erinnerte Präsident Struye an die ständigen und 
raschen Fortschritte der Annäherung der europä- 
ischen Völker seit der Gründung des Europarates im 
August 1949, an die bisherigen Leistungen der WEU 
für die gemeinsame Verteidigung Europas und den 
Anschluß Großbritanniens an die Gemeinschaft der 
Sechs. Er forderte die Regierungen der 7 Mitglied- 
staaten auf, ihre Außenpolitik aufeinander abzu-. 
stimmen und aus Westeuropa einen vollgültigen 
Partner der Vereinigten Staaten im Rahmen einer 
atlantischen Allianz zu machen. Präsident Housiaux 
ging zunächst kurz auf die amerikanische Verteidi- 
gungs- und Währungspolitik, die Aufnahme Natio- 
nalchinas in die Vereinten Nationen, die deutsche 
Ostpolitik und den Beitritt Englands zum Gemein- 
samen Markt ein. Nach seiner Meinung kann nur ein 
vereintes Europa einen wirksamen Beitrag zu seiner 
eigenen Verteidigung leisten, in der Weltwirtschaft 
mitsprechen und an der Schaffung einer internatio- 
nalen Ordnung mitwirken. Er forderte ein Euro- 
päisches Parlament, das in einer allgemeinen Wahl 
zu wählen sei und wirkliche Gesetzgebungsbefug- 
nisse haben müsse. 

Im Namen des Verteidigungsausschusses legte der 
englische Abg. Boyden einen Bericht über die künf- 
tige Organisation der westlichen Verteidigung vor. 
Hierzu sprachen die Abg. Pöhler (SPD), Richter (SPD) 
und Lemmrich (CDU/CSU). Abg. Pöhler (SPD) unter- 
strich in seinen Ausführungen zu diesem Bericht ins- 
besondere die darin getroffene Feststellung, daß 
eine glaubwürdige europäische Verteidigung nur im 
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Rahmen der Atlantischen Allianz möglich sei und es 
bei der gegenwärtigen Lage zumindest auf abseh- 
bare Zeit keinerlei Alternativen zur NATO geben 
werde. Eine Zusammenlegung europäischer Ver- 
sammlungen und die Übertragung von militärischen 
Kompetenzen auf die Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft hielt er für verfrüht. Nach seiner Mei- 
nung setzen die kommenden Bemühungen, politische 
Lösungen zur Entspannung in Europa zu finden, eine 
funktionierende Atlantische Verteidigangsgemein- 
schaft voraus. Er betonte die Notwendigkeit, Lösun- 
gen zu finden, die die Allianz nicht schwächen, son- 
dern stärken, da nur so der Frieden erhalten werden 
könne. 

Nach Meinung von Abg. Richter (SPD) stellen 
Abschreckung und Entspannung keinen Gegensatz, 
sondern eine gegenseitige Ergänzung dar. Die Ent- 
spannungspolitik der NATO könne bereits eine statt- 
liche Reihe von Erfolgen verbuchen, z. B. Abkommen 
über die Einstellung weiterer Atomwaffentests in 
der Atmosphäre, Nonproliferationsvertrag und Ver- 
zicht auf Orbitalwaffen. Eine neue Phase der euro- 
päischen Sicherheitspolitik würde eingeleitet, wenn 
es möglich wäre, in Europa zu einer Streitkräfte- 
verminderung zu kommen. Diese Verminderung sei 
jedoch nur dann mit den lebenswichtigen Zielen der 
Allianz vereinbar, wenn dabei die von den Ver- 
teidigungsministern der NATO auf ihrer Konferenz 
im Mai 1970 in Rom aufgestellten Grundsätze be- 
rücksichtigt würden. Ein geeignetes Forum für diese 
Verhandlungen sei die Europäische Sicherheits- 
konferenz, für deren Abhaltung die Bundesrepublk 
Deutschland sich bereits ausgesprochen habe. 

Abg. Lemmrich (CDU/CSU) meinte, daß nach der 
Erweiterung der Europäischen Gemeinschaften zwar 
manches in Fluß kommen werde, die WEU aber 
sicherlich noch die Plattform für die Erörterung von 
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Fragen der Verteidigungspolitik bliebe. Zwar hätten, 
wie allgemein bekannt sei, die Vereinigten Staaten 
auch in Europa Interessen, die sie veranlaßten zu 
bleiben. Jedoch könne sich eine solche Haltung 
ändern. Wenn Europa dann nicht in den vollen Ein- 
flußbereich der Sowjetunion geraten wolle, sei die 
Schaffung des handlungsfähigen politischen Europa 
seine vordringlichste Aufgabe. Zu dieser politischen 
Gemeinschaft Europa müsse hinzukommen der Wille 
der Europäer, sich in dieser Welt der Unsicherheit 
behaupten zu wollen. Europa solle ein enger Ver- 
bündeter der Vereinigten Staaten bleiben, nicht nur 
wegen der gemeinsamen materiellen Interessen, 
sondern auch weil sie gemeinsame geistige Werte 
wie die persönliche Freiheit des einzelnen und die 
Achtung vor der Würde des Menschen in allen Län- 
dern vertreten. 

Abg. Sieglerschmidt (SPD) vertrat die Auffassung, 
daß die von Lord Gladwyn und von Herrn Boyden 
vorgelegten Berichte zusammenpassen, wenn man, 
wie er, im Bericht von Herrn Boyden eine nüchterne 
Bestandsaufnahme für die allernächste Zeit und im 
Bericht von Lord Gladwyn eine inspirierende Dar- 
stellung von Modellen für die zukünftige Entwick- 
lung in Europa sehe. Man müsse sich aber davor 
hüten, institutioneile Maßnahmen als Mittel der 
europäischen Integration zu überschätzen. Vielleicht 
sei eine Integration leichter, wenn institutioneile Re- 
gelungen vorhanden seien, aber, und dafür gebe es 
genügend Beispiele in der Geschichte, letztlich sei 
für eine Integration der Wille zum gemeinsamen 
Handeln doch entscheidend. Er glaube, daß die Rei- 
henfolge der Prioritäten der europäischen Politik 
laute: zunächst wirtschaftliche Integration, dann poli- 
tische Integration im Sinne einer Harmonisierung 
der Außenpolitik und dann erst die verteidigungs- 
politische Harmonisierung. Eine Untersuchung ver- 
teidigungspolitischer Aspekte einer erweiterten 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft halte er für 
verfrüht. 

Die Empfehlungen 211 zum Bericht Gladwyn und 
212 zum Bericht Boyden sind im Anhang beigefügt. 

Abg. Kahn-Ackermann (SPD) hielt es für möglich, 
daß die Entwicklung Europas es eines Tages erfor- 
dern werde, die Politik aller Partner der Westeuro- 
päischen Union in den wichtigsten Bereichen sehr 
viel stärker zu harmonisieren, als das gegenwärtig 
geschehen könne. Mit Recht sei davor gewarnt wor- 
den, die zukünftige Organisation der europäischen 
Sicherheit allzu sehr außerhalb der unumgänglich 
notwendigen engsten Bindungen zu den Vereinigten 
Staaten im Atlantischen Bündnis zu sehen. Im Hin- 
blick auf die gegenwärtig in den Vereinigten Staaten 
immer wieder geforderte Verminderung amerika- 
nischer Truppen in Europa müsse der Dialog mit den 
Vereinigten Staaten verstärkt fortgeführt werden; 
dies sei auf parlamentarischer Ebene eine besondere 
Aufgabe dieser Versammlung. Die Übertragung 
außenpolitischer und verteidigungspolitischer Auf- 
gaben auf das Europäische Parlament in naher Zu- 
kunft halte er weder für wahrscheinlich noch für 
wünschenswert. 

Abg. Draeger (CDU/CSU) bedauerte, daß die von 
Lord Gladwyn und Herrn Boyden vorgelegten Be- 


richte streckenweise keinen gemeinsamen Nenner 
aufwiesen. Eine Alternative zur NATO gebe es nicht; 
die WEU habe ihren Platz in diesem größeren Bünd- 
nis. Die Erweiterung der Gemeinschaft sei kein 
Grund, ihr Aufgaben militärischer Natur zuzuwei- 
sen, zumal schon heute feststehe, daß nicht alle Mit- 
glieder der erweiterten Gemeinschaft der WEU an- 
gehören werden, und den beitrittswilligen Ländern, 
die zu dieser Gemeinschaft stießen, die Mitglied- 
schaft in der WEU unter sonst gleichen Rechten und 
Pflichten offenstehe. Den im Raum westlich der 
UdSSR und östlich der Bundesrepublik stationierten 
Kräften des Warschauer Paktes stünden in West- 
europa an NATO-Streitkräften allenfalls gegenüber 
an Soldaten 60 ^/o, an Panzern allenfalls ein Drittel 
und an Flugzeugen knapp die Hälfte. Seit 1968 
hätten sich die Kampfverbände der NATO-Streit- 
kräfte im Mittelabschnitt Europa um 25 000 Mann 
verringert, während im gleichen Zeitraum die UdSSR 
ihre Einsatzdivisionen in Mittel- und Osteuropa um 
60 000 Mann verstärkt habe. Bei dieser unterschied- 
lichen Ausgangslage verstehe er nur zu gut, daß sich 
die Regierungen in London und Paris gegenüber der 
beiderseitigen gleichwertigen Truppenreduzierung 
reserviert verhielten. Wenn, wie Premierminister 
Heath befürchte, politischer Druck, unterstützt durch 
die Drohung weit überlegener Streitkräfte, eines der 
gefährdeten Mitglieder des Atlantischen Bündnisses 
in die Neutralität zwinge, sei es bis zum Auseinan- 
derbröckeln des Atlantischen Bündnisses nicht mehr 
sehr weit, und dieser letzte Schritt könnte eine Aus- 
dehnung der sowjetischen Machtsphäre sein, mög- 
licherweise bis zum Atlantik. Westeuropa habe zwar 
trotz der gegenwärtigen Währungsunsicherheit ein 
gewisses Verstärkungsprogramm für die gemein- 
same Verteidigung beschlossen und werde es auch 
realisieren, es müsse aber noch mehr tun, um den 
Frieden in Freiheit und Sicherheit zu erhalten. 

Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) bedauerte, daß Herr 
Boyden in seinem Bericht die politischen Fragen 
etwas zurückhaltend pragmatisch angegangen habe. 
Er hätte es gerne gesehen, wenn Herr Boyden in 
einigen Fragen der Militär- und Rüstungspolitik 
etwas spezifischer geworden wäre, insbesondere bei 
der Organisation der europäischen Luftstreitkräfte. 
Die Beratende Versammlung des Europarates werde 
auch in Zukunft eine große politische Aufgabe 
haben, nämlich gemeinsam mit denjenigen, die nicht 
Mitglied einer erweiterten Gemeinschaft werden 
könnten oder wollten, die großen politischen Fragen 
und mit Ausnahme der Verteidigungsfragen sicher- 
lich auch die großen außenpolitischen Problemkreise 
zu erörtern und zu koordinieren. Die Gefahr einer 
Erosion, die sich heute im Atlantischen Bündnis zu 
manifestieren scheine, sei vor allem darauf zurück- 
zuführen, daß sich die einzelnen Regierungen mehr 
um die Lösung der innenpolitischen Fragen geküm- 
mert und dabei die Fragen des Bündnisses vernach- 
lässigt hätten. Dies werde deutlich insbesondere in 
den Fragen der Währungs-, Finanz- und Handels- 
politik. Er hoffe, daß hier beim nächsten Treffen der 
Zehn in Rom eine Lösung gefunden werde. Auch die 
Frage nach einer besseren Verteilung der Verteidi- 
gungslasten zwischen den einzelnen Mitgliedern 
des Bündnisses müsse zufriedenstellend geregelt 
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werden. Die Fusion des erweiterten Europäischen 
Parlaments und der Versammlung der Westeuro- 
päischen Union sei mit Hilfe einer entsprechenden 
Änderung des Brüsseler Vertrages möglich. Gemein- 
same Direktwahlen zum Europäischen Parlament, 
deren Schaffung eine Aufgabe der nationalen Parla- 
mente im Jahre 1972 sei, würden die Grundlage für 
einen neuen Impuls und einen neuen Aufbruch in 
ein politisch geeinigtes Europa bilden. 

Abg. Pöhler (SPD) begrüßte den Bericht über die 
Ursachen der Gewaltanwendung in der Politik und 
die innere Sicherheit, den Herr Schloesing im Namen 
des Verteidigungsausschusses vorgelegt hatte. Die 
Gewaltanwendung aus politischer Motivation sei nur 
eine der Ausdrucksformen des Aufstandes und Pro- 
testes gegen die Grundlagen unserer Lebens- und 
Gesellschaftsordnung. Die Gefahr für die Verteidi- 
gung, die von dieser zur Gewaltanwendung bereiten 
Minderheit ausgehe, dürfe jedoch nicht unterschätzt 
werden. Äußere Sicherheit erfordere heute vor allem 
innere Sicherheit und die Verteidigungsbereitschaft 
unserer Völker. Unbedingt überwunden werden 
müßten die offensichtlichsten Widersprüche in unse- 
rer sozialen und gesellschaftlichen Organisation. Die 
junge Generation beurteile die Handlungen der Ver- 
antwortlichen sehr kritisch. Er glaube feststellen zu 
können, daß die von der Idee der europäischen Eini- 
gung getragene Begeisterung eines großen Teils 
unserer Jugend nachlasse. Darin sehe er eine Ge- 
fahr; er sei auch sehr im Zweifel darüber, ob es uns 
gelingen könne, die junge Generation etwa mit der 
Idee des Europas der Vaterländer zu begeistern. 
Eine ständige Untersuchung dieses Problems halte er 
daher für erforderlich. 

Abg. Sieglerschmidt (SPD) erklärte, daß er dem 
Nessler-Bericht über die politischen Folgen der euro- 
päischen Sicherheitskonferenz nicht in allen Teilen 
zustimmen könne. Wenig sinnvoll erscheine es ihm, 
sich heute auf westlicher Seite zu fragen, ob es an- 
gebracht sei, eine europäische Sicherheitskonferenz 
abzuhalten; vielmehr gehe es darum, auf unserer 
Seite die Voraussetzungen zu erarbeiten, unter 
denen eine solche Konferenz zu einer Festigung des 
Friedens, zu mehr Sicherheit in Europa beitragen 
könne. Er halte es für sehr fragwürdig, daß ver- 
besserte Wirtschaftsbeziehungen zwischen Ost und 
West in der Lage wären, eine ernsthafte Verschlech- 
terung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen Europa 
und den USA aufzuwiegen. Er kritisierte, daß in dem 
Bericht nicht klar herausgearbeitet sei, was unter 
einer befriedigenden Berlin-Lösung, der „Anerken- 
nung'' der Grenzen zwischen der Bundesrepublik 
und der DDR und der „Anerkennung" der Deutschen 
Demokratischen Republik zu verstehen sei. Zwar 
sei ein besseres wirtschaftliches Gleichgewicht zwi- 
schen der Bundesrepublik und der DDR wünschens- 
wert; er glaube jedoch nicht, daß ein großer wirt- 
schaftlicher Wohlstand die Regierung in Pankow 
dazu veranlassen würde, den Ostdeutschen auch 
mehr Freiheiten zu geben. Die MBFR halte er für 
ein zukunftsträchtiges Proje^kt. Er hoffe, daß sich der 
amerikanische Kongreß auch einem einseitigen 
Truppenabzug erheblichen Ausmaßes widersetze. Er 
halte es für völlig falsch, wenn die Versammlung, 
wie vom Berichterstatter vorgeschlagen, dem Mini- 


sterrat empfehlen würde, die Abrüstung dem Ergeb- 
nis der Verhandlungen über Sicherheit und Zusam- 
menarbeit zwischen Ost- und Westeuropa unterzu- 
ordnen. Er habe daher zusammen mit seinem Kolle- 
gen Blumenfeld ein Amendement vorgelegt, das der 
wechselseitigen Abhängigkeit zwischen MBFR und 
einer europäischen Sicherheitskonferenz Rechnung 
trage und insoweit jede Priorität vermeide. 

Abg. Amrehn (CDU/CSU) erklärte, daß die Ziel- 
vorstellungen des Ostens für die europäische Sicher- 
heitskonferenz klar auf dem Tisch lägen, es aber 
leider den Anschein habe, als ginge der Westen mit 
einer Vielfalt verschiedenster und auseinanderstre- 
bender Meinungen in eine solche Konferenz, nämlich 
in der vollen Erkenntnis seiner eigenen Zerstritten- 
heit in wirtschaftlichen Fragen und mit Überlegun- 
gen, wer im Verhältnis zur Sowjetunion das bessere 
Geschäft und den größeren Abschluß machen könne. 
Nichts sei daher in dieser Stunde wichtiger, als eine 
gute Grundlage zu finden in der Harmonisierung 
unserer eigenen Ziele und uns über die Methoden 
zu verständigen, wie man diese Ziele durchsetzen 
könne. Die Sicherheitskonferenz dürfe kein Instru- 
ment zur Verzögerung der eigenen europäischen 
Einigungsbestrebungen werden, damit Westeuropa 
nicht geschwächt aus einer solchen Konferenz her- 
ausgehe. Die Bundesregierung habe in ihren Erklä- 
rungen bisher keine Anerkennung der innerdeut- 
schen Grenzen, sondern einen Gewaltverzicht aus- 
gesprochen und deutlich gemacht, daß eine völker- 
rechtliche Anerkennung des zweiten deutschen Staa- 
tes und seiner Grenzen nicht in Betracht komme. Die 
Versammlung könne in diesen heiklen Fragen nicht 
weit über das hinausgehen wollen, was die Bundes- 
regierung an Ostpolitik eingeleitet habe. 

Abg. Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) erklärte, die 
Sowjetunion habe von der revolutionären Idee und 
Umgestaltung der Welt bis heute nicht Abschied ge- 
nommen und arbeite darauf hin, ohne Krieg das 
Gebäude der freien Welt wie ein Kartenhaus zum 
Einsturz zu bringen. Das Ziel der Sicherheitskonfe- 
renz sei von seiten der Sowjetunion ein Beitrag zu 
dem dem Versuch, in einem längeren geschichtlichen 
Prozeß Europa vom Ural bis zum Atlantik unter 
ihrer Hegemonie zu vereinigen. Ohne Verstärkung 
der NATO und ohne Beschleunigung der wirtschaft- 
lichen und politischen Union Westeuropas hätten 
wir daher keine Chance für eine erfolgreiche euro- 
päische Sicherheitskonferenz, zu der man nur unter 
diesen Voraussetzungen und nach entsprechenden 
Vorkehrungen ja sagen könne; die Teilnahme Ame- 
rikas und Kanadas an einer solchen Konferenz von 
Anfang bis Ende sei von größter Bedeutung. Die von 
den Warschauer Paktmächten vorgeschlagene Tages- 
ordnung mache deutlich, daß diese Konferenz über- 
wiegend politische Zielsetzungen und weniger die 
Fragen der Verteidigungs- und Sicherheitspolitik 
zum Gegenstand habe. Eine Europäische Sicherheits- 
konferenz könne aber nur dann Erfolg haben, wenn 
sie sorgfältig vorbereitet werde, sich mit Fragen des 
militärischen Kräfteverhältnisses in Europa und der 
Rüstungsverminderung beschäftige und Westeuropa 
ein gemeinsames Ziel verfolge; auf keinen Fall dürfe 
dadurch der europäische Einigungsprozeß verzögert 
oder der Sowjetunion ein Mit spräche recht in den 
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Fragen der westeuropäischen Einigung eingeräumt 
werden. Er erinnerte daran, daß alle großen Staats- 
männer der Nachkriegszeit gewußt hätten, daß der 
Friede ohne ein Gleichgewicht der Macht nicht ge- 
sichert werden könne, und er forderte die Versamm- 
lung auf, die Lehren der Vergangenheit nicht zu ver- 
gessen. 

Abg. Frau Klee (CDU/CSU) erinnerte daran, daß 
mit der Teilnahme Kanadas und der USA an einer 
solchen Konferenz sowie mit der Vier-Mächte-Ver- 
einbarung über Berlin zwei Vorbedingungen des 
Westens akzeptiert worden seien. Die bei den inner- 
deutschen Verhandlungen aufgetauchten Schwierig- 
keiten könnten einen Vorgeschmack dessen geben, 
was auf uns zukomme und mit welcher Taktik wir 
seitens des Ostens rechnen könnten. Sie sei den drei 
Westmächten dankbar für die feste, einheitliche Hal- 
tung, die sie in dieser Frage gezeigt hätten, und für 
deren Zusicherung, sich unter keinen Umständen 
unter Zeitdruck setzen zu lassen. Im Gegensatz zum 
Berichterstatter meine sie, daß Rußland territoriale 
Forderungen als Vorbedingungen stelle, und mit 
Hilfe der Einberufung einer europäischen Sicher- 
heitskonferenz die offizielle Bestätigung aller terri- 
torialen Erwerbungen seit 1945 ohne jegliche Gegen- 
leistung und ohne Friedensvertrag erreichen wolle. 
Der Osten habe, wie auf allen Gebieten zu beobach- 
ten sei, ein starkes Interesse an dieser Sicherheits- 
konferenz. Man müßte daher an die ganze Angele- 
genheit mit großer Gelassenheit und Nüchternheit 
herangehen. Das eigentliche Ziel einer solchen Kon- 
ferenz — Zusammenarbeit und verstärkte Sicher- 
heit — setze Vertrauen voraus, und echte Entspan- 
nung könne nur durch Entgegenkommen beider 
Seiten erreicht werden. 

Abg, Blumenfeld (CDU/CSU) begrüßte es, daß die 
Westmächte daran festhielten, daß das Viermächte- 
abkommen über Berlin unterzeichnet sein müsse, 
bevor irgendwelche multilateralen vorbereitenden 
Schritte und Verhandlungen hinsichtlich einer Kon- 
ferenz unternommen würden. Der Empfehlung könne 
er nur dann zustimmen, wenn der vom Abg, Siegler- 
schmidt und ihm eingebrachte Änderungsantrag, 
nämlich daß zwischen den MBFR-Verhandlungen 
und den Vorbereitungen für eine Europäische Sicher- 
heitskonferenz eine Interdependenz bestehe, ange- 
nommen werde. 

Abg. Bauer (Würzburg) (SPD) erklärte, daß er dem 
Nessler-Beridit nunmehr zustimmen werde, da der 
Änderungsantrag Sieglerschmidt/Blumenfeld ange- 
nommen sei, und obwohl im Expose des Motivs 
einige Anmerkungen bei ihm Befürchtungen her- 
vorriefen und Bedenken aufkommen ließen. 

Abg. Amrehn (CDU/CSU) erklärte, daß er der 
Empfehlung zustimmen werde, da nach Artikel 42 
der Geschäftsordnung wohl die Mitglieder des Aus- 
schusses nicht aber die Versammlung an den Inhalt 
der Motive gebunden seien. 

(Empfehlung 216 des Nessler-Berichtes ist im An- 
hang beigefügt.) 

Abg. Dr. Hermesdorf (Schleiden) (CDU/CSU) be- 
dauerte, daß die nationalen Parlamente bisher über 
die Arbeiten der WEU nicht schnell und umfassend 


genug informiert würden. Er empfahl, allen Mit- 
gliedern der nationalen Parlamente wie dies bereits 
in Deutschland geschehe — unmittelbar nach Ab- 
schluß einer Sitzungsperiode der WEU-Versamm- 
lung einen Bericht zusammen mit einer Aufteilung 
aller Dokumente vorzulegen. Die von der Ver- 
sammlung verabschiedeten Resolutionen sollten 
möglichst schnell zum Gegenstand parlamentarischer 
Initiativen in den nationalen Parlamenten gemacht 
werden. In den nationalen Parlamenten sollten nach 
dem italienischen und belgischen Vorbild Aus- 
schüsse als zentrale Informations- und Koordina- 
tionsstellen gegründet werden, zumal die Arbeit 
auf europäischem Felde in Zukunft immer mehr zu- 
nehmen dürfte. 

Im Namen des Ausschusses für Wissenschaft, For- 
schung und Raumfahrt legte Abg. Frau Dr. Walz 
(CDU/CSU) einen vorläufigen Bericht über den Stand 
der europäischen Raumfahrt vor. Sie kritisierte die 
falsche Ausgabenpolitik in Europa. Die Europäer 
seien noch weit davon entfernt, in der Technologie 
eine gleichwertige Kraft zwischen den USA und der 
Sowjetunion zu sein. Sie beklagte die negative Ant- 
wort des Ministerrates auf die Empfehlung 207 
vom 16. November 1971; eine Konferenz der WEU- 
Minister über die Koordination der Technologie- 
politik solle man nicht für utopisch halten. Den USA 
sei Europa nicht so sehr wissenschaftlich und techno- 
logisch, sondern im System-Management unterlegen. 
Wenn Europa nicht eine gemeinsame Konzeption 
seiner Technologiepolitik entwickle, würde es hinter 
Japan und China zurückfallen und aufhören, seine 
wirtschaftliche, politische und gesellschaftliche Zu- 
kunft zu bestimmen. Im Rahmen der Neuordnung 
Europas müßten die sieben Länder der WEU sich 
über die sachliche Zielsetzung und gemeinsame 
Durchführung einer umfassenden europäischen Tech- 
nologiepolitik einigen. Mit Amerika müsse man 
möglichst rasch zu einer Abklärung über eine Be- 
teiligung am Post-Apollo-Programm und über eine 
Zusammenarbeit für die achtziger Jahre kommen. 
Die Antwort des Ministerrates auf die Schaffung 
einer „europäischen NASA" sei absolut unbefriedi- 
gend. Europäische Raumfahrt könne nur dann erfolg- 
reich sein, wenn sie durch eine einzige Organisation 
mit ausreichenden Befugnissen handlungsfähig ge- 
macht werde. 

Abg. Dr. Rinderspacher (SPD) erklärte, seines Er- 
achtens biete das Post-Apollo-Programm dann eine 
Gelegenheit für Europa, in der Raumforschung nicht 
zu sehr ins Hintertreffen zu geraten, wenn es bereit 
sei, sich mit größeren eigenständigen Leistungen 
daran zu beteiligen. Kernpunkt sei nach wie vor das 
Problem der Trägerraketen. Gewissenhafter Prü- 
fung bedürfe das Problem der Entwicklung einer 
„Europa III-Rakete" unter gleichzeitiger Mitarbeit 
am Post-Apollo-Programm, um die finanziellen Mög- 
lichkeiten Europas nicht zu überfordern. Wenn die 
Europäer das Post-Apollo-Programm nicht mitmach- 
ten, würden unsere Forschung und unsere Industrie 
die Folgen dieser Unterlassung sehr bald zu spüren 
bekommen. Die europäischen Regierungen sollten 
das amerikanische Angebot, für das regionale 
System von Nachrichtensatelliten ihre Trägerraketen 
zur Verfügung zu stellen, annehmen. 
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Abg. Richter (SPD) betonte, daß in vielen Berei- 
chen die europäischen Raumfahrtanstrengungen er- 
folgreich gewesen seien und man die jüngsten Rück- 
schläge bei der Europa II-Rakete nicht überbewer- 
ten dürfe; auch die Russen und Amerikaner hätten 
Fehlschläge hinnehmen müssen. In absehbarer Zeit 
müsse abschließend entschieden werden, ob Europa 
ein eigenes Trägersystem bauen solle, oder ob die 
USA ein entsprechendes System ohne die hier ge- 
wohnten Auflagen zur Verfügung stellen werde. 

Abg. Draeger (CDU/CSU) erklärte, daß er unter 
sachlicher Abwägung von Pro und Contra zur Er- 
kenntnis gekommen sei, daß Europa sich keine eige- 
nen Trägermittel leisten könne und das amerika- 
nische Angebot annehmen solle, zumal die Angst 
vor einer zu starken Abhängigkeit von den USA 
seit der schriftlichen Zusage der Amerikaner nicht 
mehr ziehe. Es sei kein Nachteil für Europa, wenn 
es seine ganze Kraft für den Bau von Forschungs- 
und Anwendungssatelliten einsetze. Es wäre ein 
nicht wiedergutzumachender Fehler, wenn sich 
Europa am Post-Apollo-Programm nicht beteiligen 


würde, auch wenn diese Beteiligung wahrscheinlich 
zu Lasten von ELDO gehen werde. Er habe den Ein- 
druck gewonnen, daß für das Unternehmen Skylab 
1973 der Zug für Europa abgefahren sei. Eine euro- 
päische Mitarbeit am Space-Shuttle und Space-Tug 
halte er für möglich. 

Abg. Frau Dr. Walz (CDU/CSU) warnte am Schluß 
der Debatte davor, sich ganz auf das amerikanische 
Angebot zu verlassen und meinte, daß der ganze 
Komplex noch einmal von allen überdacht werden 
müsse. 

Die von der Versammlung angenommene Empfeh- 
lung 217 ist im Anhang beigefügt. 

Der Politische Ausschuß (Ausschuß für Allgemeine 
Angelegenheiten) wählte Abg. Kahn-Ackermann 
(SPD) zu seinem Vorsitzenden. Die deutsche Delega- 
tion bei der WEU-Versammlung wählte zu ihrem 
Sprecher Abg. Bauer (Würzburg) (SPD) und be- 
stätigte Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) als stellver- 
tretenden Sprecher. 


Bauer (Würzburg) Blumenfeld 

Der Sprecher Der stellvertretende Sprecher 
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Anlage 


Versammlung der Westeuropäischen Union 

Der Präsident 


16. Dezember 1971 


An den 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Herrn Kai-Uwe von Hassel 

Bonn 


Sehr geehrter Herr Präsident! 

Als Anlage erhalten Sie die Texte von vier Empfehlungen, die von 
der Versammlung der Westeuropäisdien Union während des zweiten 
Teils ihrer 17. ordentlichen Sitzungsperiode in Brüssel vom 29. Novem- 
ber bis 2. Dezember 1971 angenommen wurden; 

Empfehlung Nr. 211 betr. den Brüsseler Pakt und die europäischen 
Institutionen (Aussichten für die Westeuropäische Union) 

Empfehlung Nr. 212 betr. die zukünftige Organisation der west- 
lichen Verteidigung 

Empfehlung Nr. 216 betr. die politischen Auswirkungen der euro- 
päischen Sicherheitskonferenz 

Empfehlung Nr. 217 betr. die Aussichten einer Zusammenarbeit 
zwischen den Vereinigten Staaten und Europa in der Raumfahrt. 

Da diese Texte sicherlich für Ihr Parlament von Interesse sein dürften, 
wurde der Wunsch zum Ausdruck gebracht, sie zum Gegenstand von 
Fragen oder Interpellationen im Plenum oder in den Ausschüssen zu 
machen. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Präsident, den Ausdruck meiner 
vorzüglichen Hochachtung. 


gez. Georges Housiaux 
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Empfehlung 211 


betr. den Brüsseler Pakt und die europäischen Institutionen 

(Aussichten für die Westeuropäische Union) 


Die Versammlung 

hält es für dringend erforderlich, daß die nicht- 
neutralen westeuropäischen demokratischen Staaten 
bei einer zukünftigen Konferenz über die europä- 
ische Sicherheit mit einer Stimme sprechen und 
folglich vor der Einberufung einer solchen Konferenz 
zumindest über ein wirksames Instrument zur Ge- 
staltung einer gemeinsamen Politik verfügen sollten; 

ist sich dessen bewußt, daß zur Zeit anscheinend 
alle beteiligten Regierungen Fortschritte in dieser 
Richtung im Rahmen des kürzlich von den sechs 
EWG-Mächten vereinbarten politischen Konsulta- 
tionsverfahrens erzielen möchten, während sich 
einige von ihnen außerdem im verteidigungspoliti- 
schen Bereich weiterhin der im Rahmen der NATO 
inoffiziell arbeitenden „Eurogruppe" bedienen möch- 
ten; 

ist jedoch der Auffassung, daß der revidierte 
Brüsseler Pakt weiterhin eine ausgezeichnete Grund- 
lage für die mögliche Schaffung eines westeuropä- 
ischen politischen und Verteidigungszusammen- 
schlusses im Rahmen des Atlantischen Bündnisses 


Im folgenden Text „Verfahren der Sechs" genannt 


bietet und daß er auf keinen Fall weiter abgeändert 
werden sollte; 

empfiehlt dem Rat, 

im Einvernehmen mit den Beitrittskandidaten zur 
EWG, die sich ihm anschließen möchten, und im Hin- 
blick auf jeden ausführlichen Vorschlag der Ver- 
sammlung: 

a) zu prüfen, wie nach der wahrscheinlichen Erwei- 
terung der EWG der bestehende Apparat der 
WEU am besten dem im Rahmen des Verfahrens 
der Sechs zur Zeit erarbeiteten Mechanismus an- 
geglichen werden kann oder umgekehrt; 

b) im Einvernehmen mit der Versammlung neue 
Formen eines Dialogs zwischen der Versammlung 
und dem Rat im Anschluß an die Erweiterung 
der Gemeinschaften zu prüfen; 

c) sich nachdrücklich um die Schaffung eines Rü- 
stungsamtes für Westeuropa zu bemühen, das 
eine Vereinheitlichung der europäischen Rüstung 
mit sich bringen und eine wirksamere Verteidi- 
gung zu gleichen oder geringeren Kosten gewähr- 
leisten soll, um Westeuropa im Rahmen eines 
weiterbestehenden atlantischen Bündnisses zu 
einem ebenbürtigen „Partner" der Vereinigten 
Staaten zu machen. 
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Empfehlung 212 


betr. die zukünftige Organisation der westlidien Verteidigung 


Die Versammlung 

ist davon überzeugt, daß die Verteidigung Europas 
nur im Rahmen der NATO verwirklicht werden 
kann; 

ist sich bewußt, daß Frankreich in Wirklichkeit 
stärker an der NATO beteiligt ist, als man gemein- 
hin annimmt, hebt jedoch die Notwendigkeit einer 
uneingeschränkten Teilnahme der europäischen Län- 
der, der Vereinigten Staaten und Kanadas an dieser 
Organisation hervor; 

ist folglich der Auffassung, daß alle Verteidi- 
gungsfunktionen, die später von der europäischen 
Gemeinschaft übernommen werden könnten, weiter- 
hin in den Rahmen der NATO gestellt werden 
müssen, hält es jedoch für verfrüht, institutionelle 
Veränderungen hinsichtlich der bestehenden Ver- 
pflichtungen betreffend die kollektive Verteidigung 
oder die Verteidigungstätigkeit des Rates, wie sie 
in seinem zweiten Jahresbericht dargelegt wird, zu 
erwägen ; 

begrüßt es, daß der Nordatlantikrat Manlio Brosio 
als seinen Beauftragten für die Fortsetzung der Son- 
dierungsgespräche mit der sowjetischen Regierung 
über die Truppenbeschränkung benannt hat, weil 
das die Rolle der NATO in der Abstimmung der 
Politik der Mitgliedstaaten in den Ost-West-Bezie- 
hungen versinnbildlicht und Aussichten auf frucht- 
bare Verhandlungen über beiderseitige, ausgewo- 
gene Truppenbeschränkungen bietet; 

ist der Auffassung, daß die Versammlung selbst 
weiterhin das beste Forum für die auf europäischer 
Ebene erforderliche parlamentarische Aussprache 
und Kontrolle der Verteidigungsvereinbarungen und 
insbesondere für die Tätigkeit der WEU auf dem 
Gebiet der Rüstungskontrolle ist, ist jedoch der An- 
sicht, daß sie mit den europäischen Gemeinschaften 
nach ihrer Erweiterung enger verbunden werden 
sollte; 


empfiehlt dem Rat, 

1. daß die geplante Erweiterung der europäischen 
Gemeinschaften gegenwärtig zu keiner Änderung 
der bestehenden internationalen Verteidigungs- 
institutionen führen soll; 

2. daß die europäische Verteidigung weiterhin auf 
der Integration europäischer und amerikanischer 
Streitkräfte im Rahmen der NATO beruhen muß, 
und daß die NATO-Länder weiterhin ihre Politik 
betreffend die europäische Sicherheit, die Ab- 
rüstung und die Ost-West-Beziehungen im Nord- 
atlantikrat abstimmen werden; 

3. daß die „Eurogruppe" im Rahmen der NATO als 
Forum für die Erörterung von solchen Verteidi- 
gungsfragen dient, bei denen es für das Bündnis 
als Ganzes wünschenswert ist, daß Europa eine 
Meinung vertrjtt, daß aber jede Handlung, durch 
die das Bündnis gespalten werden könnte, ver- 
mieden wird; 

4. eine bessere Zusammenarbeit zwischen der fran- 
zösischen Regierung und den NATO-Gremien zu 
fördern; 

5. seine Tätigkeit im Bereich der Verteidigung und 
Rüstung, wie sie in seinem zweiten Jahresbericht 
beschrieben wird, fortzusetzen, ohne sie jedoch 
weiter auszudehnen; 

6. die Regierungen der Mitgliedstaaten dringend zu 
ersuchen, die Vorschläge der NATO zu Verhand- 
lungen über beiderseitige und ausgewogene 
Truppenbeschränkungen zu unterstützen und alle 
möglichen Beschränkungen, bei denen mit gerin- 
gerem Aufwand an Truppen und Rüstung die 
gleiche Sicherheit gewährleistet wird, eingehend 
zu prüfen; 

7. daß die Situation, mit der sich diese Empfehlung 
befaßt, nach dem Beitritt des Vereinigten König- 
reichs zur Gemeinschaft erneut hinsichtlich der 
Notwendigkeit, daß Europa eine gemeinsame 
Politik verfolgt und sich dazu die angemessenen 
institutionellen Mittel schafft, überprüft wird. 
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Empfehlung 216 


betr. die politischen Auswirkungen der europäischen Sicherheitskonferenz 


Die Versammlung 

stellt fest, daß sich in den Beziehungen zwischen 
den Westmächten und den osteuropäischen Ländern 
zur Zeit ein beträchtlicher Wandel vollzieht; 

ist der Auffassung, daß ein erfolgreicher Verlauf 
einer europäischen Sicherheitskonferenz wahrschein- 
lich eine günstige Auswirkung auf die Abrüstungs- 
verhandlungen haben wird; 

verweist darauf, daß eine voreilige Verringerung 
der westlichen Verteidigungsmittel die Grundlagen 
des Friedens selbst in Frage stellen kann; 

ist der Auffassung, daß die Westmächte in jedem 
Vertrag über die Souveränität und die Staatsgrenzen 
der europäischen Länder auf gleichen Garantien für 
alle bestehen müssen; 

verweist darauf, daß der Nordatlantikrat einer- 
seits und die sechs EWG-Mitgliedstaaten anderer- 
seits eingehende Konsultationen zur Vorbereitung 
einer europäischen Sicherheitskonferenz eingeleitet 
haben; 

empfiehlt dem Rat, 


1. die Chance, die die Erweiterung der EWG für eine 
Abstimmung der Politik der westeuropäischen 
Länder hinsichtlich einer Lösung der Probleme 
Mitteleuropas, der Normalisierung der Ost-West- 
Beziehungen in Europa und die europäische 
Sicherheit liefert, zu nutzen; 

2. darauf zu achten, daß ein möglicher Abzug der in 
Europa stationierten amerikanischen Streitkräfte 
nicht zu einer einseitigen Verringerung des Trup- 
penbestandes in Westeuropa führt; 

3. die Erfordernisse einer europäischen Sicherheits- 
konferenz hinsichtlich ihrer vollständigen und ge- 
nauen Vorbereitung sowie des Zeitpunktes und 
Ortes zu prüfen; 

4. eine Politik der wirtschaftlichen und kulturellen 
Zusammenarbeit zwischen Ost- und Westeuropa 
zu fördern; 

5. die Wechselbeziehungen einer Politik der allge- 
meinen, gleichzeitigen, fortschreitenden und kon- 
trollierten Abrüstung sowie den erfolgreichen 
Abschluß der Verhandlungen zwischen Ost- und 
Westeuropa über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Betracht zu ziehen. 
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Empfehlung 217 


betr. die Aussichten einer Zusammenarbeit in der Raumfahrt 
zwischen den Vereinigten Staaten und Europa 


Die Versammlung 

ist sich dessen bewußt, daß die nächsten Monate 
für die Festlegung der Bedingungen einer Zusam- 
menarbeit in der Raumfahrt zwischen Amerika und 
Europa in den kommenden zehn und weiteren Jahren 
sehr wichtig sein werden; 

ist davon überzeugt, daß die amerikanisch-euro- 
päische Zusammenarbeit im Post-Apollo-Programm 
für beide Partner im technologischen, wirtschaftlichen 
und industriellen Bereich von Nutzen sein wird; 

ist der Auffassung, daß die Wechselbeziehungen 
einer solchen Zusammenarbeit die Vereinigten Staa- 
tnn dazu verpflichten werden, die von der euro- 
päischen Industrie hergestellten Teile im Rahmen 
eines möglichen Abkommens über diese Zusammen- 
arbeit zu verwenden; 

verweist auf den Tenor des Briefes des amerika- 
nischen Staatssekretärs Alexis Johnson vom 1. Sep- 
tember an den Vorsitzenden der Europäischen Raum- 
fahrtkonferenz Theo Lefevre, in dem sich die ameri- 
kanische Regierung grundsätzlich bereit erklärt hat, 
den europäischen Raumfahrtorganisationen Träger- 
einheiten zu liefern; 

ist davon überzeugt, daß nach Artikel XIV des IN- 
TELSAT-Vertrages die Versammlung der Parteien 
nach Berücksichtigung der Stellungnahme des Gou- 
verneurrates nur mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit 
eine negative Empfehlung als Antwort auf ein euro- 
päisches Ansuchen, ein regionales europäisches 
Satellitenkommunikationssystem einzurichten, abge- 
ben sollte; 

verweist auf die nachteiligen Folgen der fehlenden 
politischen Übereinstimmung der Mitgliedsregierun- 
gen in den langfristigen europäischen Raumfahrt- 
programmen, wie es sich bei den verschiedenen 
Raumfahrtkonferenzen gezeigt hat, und auf ihre dar- 
aus resultierende Unfähigkeit, die Verwendung und 
die Notwendigkeit der für die Raumfahrt bestimm- 
ten Mittel zu rechtfertigen; 


empfiehlt dem Rat, 

1. alle Mitgliedstaaten zu ersuchen, mit den Ver- 
einigten Staaten den Inhalt und die Ziele der 
Raumfahrtprogramme der späten 70er und 80er 
Jahre insgesamt und insbesondere das lOjährige 
Post-Apollo-Programm erneut zu überprüfen; 

2. die europäische Raumfahrtkonferenz aufzufor- 
dern, 

a) in der gemeinsamen Sachverständigengruppe 
entsprechend den im Brief des amerikanischen 
Staatssekretärs Johnson gemachten Vorschlä- 
gen technische Besprechungen durchzuführen 
und zu versuchen, sich mit den Vereinigten 
Staaten über die Aufteilung der einzelnen 
Aufgaben im Post-Apollo-Programm zu eini- 
gen; 

b) rasche Entscheidungen über die industriellen, 
finanziellen und technologischen Verpflichtun- 
gen zu treffen und den notwendigen Mecha- 
nismus für eine fruchtbare Zusammenarbeit 
bereitzustellen; 

3 . die WEU-Minister für Wissenschaft und Technik 
aufzufordern, eine Konferenz zur Koordinierung 
ihrer Politik und zur Vorbereitung von Prioritäts- 
entscheidungen zu veranstalten; 

4. die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzufor- 
dern, 

a) die erforderlichen Mittel zur Ausführung die- 
ser Entschließungen sicherzustellen; 

b) die Entscheidung über die Einrichtung einer 
einzigen Raumfahrtorganisation als europä- 
ischen Partner zur NASA auszuführen, die in 
der Lage ist, die gemeinsamen Programme 
zu vereinbaren, aufzustellen und zu ent- 
wickeln. 
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